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1. Teil

Einleitung

Gesetzliche Vorschriften, welche Zulässigkeit, Art, Umfang und Grenzen einer 
Auskunftserteilung der Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden sowie der Jus­
tiz gegenüber den Medien regeln, sind, insbesondere was das Ermittlungsverfah­
ren betrifft, in nur ungenügendem Maße vorhanden. Insofern fehlt ein konkreter 
gesetzlich verankerter Ansatz zur Lösung des traditionell bestehenden Spannungs­
verhältnisses zwischen den Geheimhaltungs- und Persönlichkeitsschutzinteressen 
der betroffenen Personen und der staatlichen Stellen auf der einen sowie den Me­
dieninteressen auf der anderen Seite.1

Im Kern geht es hierbei um die Frage, inwieweit die Ermittlungsbehörden ver­
pflichtet sind, den Medien Auskünfte über ihre Ermittlungen zu erteilen (d. h. um­
gekehrt formuliert, in welchem Umfang hierzu korrespondierende Auskunfts­
rechte auf Seiten der Medien bestehen) oder ob – und wann – staatliche Stellen 
entsprechende Auskunftsersuchen unter Bezugnahme auf Verletzungen öffentli­
cher oder persönlicher Geheimhaltungsinteressen verweigern können oder müs­
sen. Diese Frage hat zwar in einer nicht unbeträchtlichen Anzahl von Fällen die 
deutsche Gerichtsbarkeit beschäftigt und bildete mehrfach den Gegenstand rechts­
wissenschaftlicher Diskussionen und Erörterungen; eine endgültige Klärung die­
ser Problematik durch den Gesetzgeber steht jedoch bis zum heutigen Tage aus.2

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des in hohem Maße spannungsgeladenen 
Umfeldes, in dem sich die Ermittlungsbehörden, die Medien sowie die anderen 
Verfahrensbeteiligten hierbei bewegen, erscheint dieser regelungstechnische Miss­
stand als äußerst gravierend.3 Dies folgt unter anderem aus dem Umstand, dass die 
medial vermittelte Verwicklung einer Person in ein strafrechtliches Ermittlungs­
verfahren in aller Regel mit äußerst weitreichenden Konsequenzen für diese ver­
bunden sein wird, die mitunter sogar im Falle eines späteren Freispruchs oder einer 
Verfahrenseinstellung kaum wieder rückgängig zu machen sind und von daher 
ganz offenkundig eine erhebliche Grundrechtsrelevanz besitzen.4

	 1	AE-StuM-Meier, S. 90.
	 2	Siehe Meier, FS für Schreiber 2003, 331 (333 ff.).
	 3	Vgl. insoweit die Ausführungen von Meier, der die Rechtslage „nach wie vor als unbefrie­
digend“ bezeichnet; AE-StuM-Meier, S. 90.
	 4	Vgl. hierzu auch Friedrichsen, ZRP 2010, 263, die von einer potentiell „existenzvernich­
tenden“ Wirkung der identifizierenden Strafberichterstattung im strafrechtlichen Ermittlungs­
verfahren spricht.
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Dabei wurde die mediale Berichterstattung über das Ermittlungsverfahren ge­
rade in der jüngeren Vergangenheit mehrfach zum Gegenstand öffentlicher Dis­
kussionen erhoben. So stand zum einen die Art und Weise der Kriminalbericht­
erstattung in der öffentlichen Kritik, wobei sich diese insbesondere auf solche 
Beiträge bezog, die vorverurteilende Tendenzen aufwiesen, einem konkreten Be­
schuldigten zugeordnet werden konnten oder intime Details aus dem Privatleben 
verfahrensbeteiligter Personen offenbarten. Ferner wurden auch von Seiten der 
Strafverteidiger (und/oder der Medienanwälte) vermehrt Vorwürfe geäußert, wie 
bestimmte Informationen über den Beschuldigten, die Tatumstände, das vermeint­
liche Opfer etc. zum frühen Zeitpunkt strafrechtlicher Ermittlungen überhaupt an 
die Öffentlichkeit gelangen konnten.5

Ungeachtet dieser und noch weiterer im Einzelnen zu erörternder Problemfel­
der, welche sich bei der ermittlungsbehördlichen Informationsweitergabe auftun, 
ist nicht von der Hand zu weisen, dass die Versorgung der Öffentlichkeit mit In­
formationen durch die Ermittlungsbehörden auf eigens zu diesem Zwecke einbe­
rufenen Pressekonferenzen sowie durch ermittlungsbehördliche Pressemitteilun­
gen vor allem in besonders öffentlichkeitswirksamen Strafverfahren immer mehr 
Verbreitung findet.6 Eine weitere Verschärfung erfährt diese Problematik dadurch, 
dass auch ein Teil der Verfahrensbeteiligen – und dabei allen voran die Beschul­
digten und Nebenkläger – sich in immer größerem Umfang der Medien für eigene 
Zwecke bedienen, indem sie prozessbegleitende Öffentlichkeitsarbeit (sog. Litiga­
tion-PR) betreiben.7

	 5	In diesem Zusammenhang wurde sogar der Verdacht geäußert, dass vertrauliche Informa­
tionen – und dabei insbesondere diejenigen, die zur Aufhebung der Beschuldigtenanonymität 
geführt haben sollen – inoffiziell von den Ermittlungsbehörden an die Medienvertreter weiter­
geleitet worden seien. So erhob einer der Strafverteidiger im „Kachelmann-Prozess“ (Johann 
Schwenn) den schwerwiegenden Vorwurf gegenüber der Staatsanwaltschaft, diese habe nicht 
nur Ermittlungsergebnisse gezielt an die Medienvertreter weitergeleitet, sondern legte dar­
über hinaus in diesem Zusammenhang auch noch den Verdacht der Bestechlichkeit nahe; vgl. 
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/kachelmann-prozess-vorwuerfe-gegen-
den-staatsanwalt1595612.html; zuletzt aufgerufen am 21.02. 2012.
	 6	Vgl. hierzu die Ausführungen von Huff, der darauf hinweist, dass die Öffentlichkeitsar­
beit der deutsche Justiz gerade dadurch Veränderungen erfahren hat, dass bei allen Präsidial­
gerichten und Staatsanwaltschaften Medienstellen einzurichten waren, welche sich mit der Öf­
fentlichkeitsarbeit befassen. Ferner spricht Huff in diesem Zusammenhang auch die besonderen 
Schwierigkeiten an, mit denen sich diese Stellen im Hinblick auf die Medienarbeit im straf­
rechtlichen Ermittlungsverfahren konfrontiert sehen; vgl. Huff, NJW 2004, 403 ff.
	 7	Die Zusammenarbeit des Strafverteidigers (oder eigens hierfür beauftragter Medien­
anwälte) mit den Medien, bei der das Ziel verfolgt wird, den Mandanten in ein möglichst posi­
tives Licht zu rücken, ist nicht neu; vgl. Boehme-Neßler, ZRP 2009, 228 ff. In den USA wird 
der prozessbegleitenden Öffentlichkeitsarbeit schon seit den achtziger Jahren ein erheblicher 
Stellenwert beigemessen, wobei die Bedeutung der „Litigation-PR“ auch in Deutschland stetig 
zunimmt; vgl. Friedrichsen, ZRP 2010, 263. Diese Entwicklung wird unter anderem auch da­
durch verdeutlicht, dass diese Thematik im Rahmen des deutschen Anwaltstages im Jahre 2010 
eine zentrale Rolle spielte. Dieser fand unter dem Motto „Kommunikation ums Recht“ statt, 
wobei gerade die Beeinflussung des Strafprozesses durch die Medien Thema war.
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Um besonders plastische Beispiele einer „pervertierten“ Kriminalberichterstat­
tung im Stadium strafrechtlicher Ermittlungen zu finden, muss der Blick nicht 
erst auf die Vereinigten Staaten von Amerika gerichtet werden, wo die öffent­
liche Vorführung des verhafteten Beschuldigten eines Strafverfahrens (der sog. 
„Perp-Walk“) eine äußerst fragwürdige Tradition besitzt.8 Einen traurigen Höhe­
punkt hierzulande bildete insofern ein nicht unerheblicher Teil der medialen Be­
richterstattung über das gegen den ehemaligen TV-Moderator Jörg Kachelmann 
geführte Ermittlungsverfahren. Dabei wurde die Identität des Beschuldigten be­
reits kurz nach seiner Festnahme am Frankfurter Flughafen offenbart. Im Folgen­
den drang eine nahezu unüberschaubare Fülle an Informationen über sein Vor- und 
Privatleben (wobei es sich zum Teil  um äußerst intime Details handelte), seine 
Zeit in der Untersuchungshaft sowie über den weiteren Gang der Ermittlungen an 
die Öffentlichkeit. Beispielsweise wurde bereits vor Beginn der Hauptverhand­
lung ein Exklusivinterview der Zeitschrift „Bunte“ mit einer ehemaligen Gelieb­
ten des Beschuldigten gegen eine Honorarzahlung von 50.000,– € geführt, in wel­
chem diese sich ausführlich über ihre langjährige Beziehung zum Beschuldigten 
äußerte.9 Diese mediale „Zurschaustellung“ gipfelte unter anderem in der öffent­
lichen Erörterung der Schuldfrage, wobei die Medienrezipienten unter anderem 
dazu aufgefordert wurden, über das Internet Voten darüber abzugeben, ob sie den 
Beschuldigten nach ihrer persönlichen Einschätzung für schuldig oder unschul­
dig erachteten.10

Ein weiteres Negativbeispiel aus der jüngeren Vergangenheit bildet das gegen 
die Sängerin der deutschen Mädchenband „No Angels“ Nadja Benaissa im Jahre 
2009 eingeleitete Ermittlungsverfahren. Bereits zu Beginn der Ermittlungen gab 
die Staatsanwaltschaft Darmstadt gegenüber der Presse bekannt, dass ein Haftbe­
fehl aufgrund des dringenden Tatverdachts der gefährlichen Körperverletzung in 
mehreren Fällen gegen eine 26-jährige Sängerin erlassen wurde, der darauf grün­
dete, diese habe trotz positiver Kenntnis um ihre HIV-Infektion mit mindestens 
drei Personen ungeschützten Geschlechtsverkehr gehabt, ohne sie zuvor darüber 
aufzuklären. Nur wenig später wurde in allen großen deutschen Zeitungen aus­
führlich und in identifizierender Art und Weise über die Beschuldigte im Zusam­
menhang mit diesen Vorgängen berichtet.11

	 8	Diese „Vorführung“ des Beschuldigten dient in erster Linie dem Zweck, den Medienver­
tretern und der Öffentlichkeit die Möglichkeit zu bieten, Foto- und Filmaufnahmen von dem 
Beschuldigten anzufertigen.
	 9	Vgl. http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/menschen/zeitschrift-bunte-kachelmanns-ex-
geliebte-bekam-50–000-euro-fuer-interview-1606646.html; zuletzt aufgerufen am 05.03.2012.
	 10	Vgl. hierzu beispielhaft die Umfrage der Bild-Zeitung, bei der sich 33 Schöffen zur Frage 
der Schuld im „Kachelmann-Prozess“ äußerten: http://www.bild.de/news/inland/joerg-kachel­
mann/meinungen-zum-prozess-schuldig-oder-unschuldig-18136596.bild.html; zuletzt aufge­
rufen am 05.03.2012.
	 11	Siehe hierzu Lehr, NStZ 2009, 409 (410) und Prantl, AnwBl. 2009, 421.


